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VOM 08. BIS 14. SEPTEMBER 2020,
FEIERT DIE MIGROS DIE TYPISCHEN KILBI-PRODUKTE.

HIER FINDEN SIE DIE BESTEN PRODUKTE, UM DIE KILBI 
MIT DER FAMILIE ZU FEIERN.

ANGEBOTE GELTEN NUR VOM 08.09. BIS 14.09.2020, SOLANGE VORRAT.

Genossenschaft Migros Neuenburg-Freiburg.

Dzodzet-Teller
Schweiz, per 100 g

Les Délices 
de la Gruyère 
380 g

2.–
statt 2.55

9.80

20%

20%

Alle Kilbi-Biskuits
«Aus der Region.»
z.B. Hagelzuckerguetzli, Anisbrötli, süsse Bretzeli
4.40 statt 5.10

20%
AOP Büschelibirne*
Schweiz, 1 kg5.50

statt 6.90

20%
Auf alle Kilbi-Senfe
z.B. 220 g, 3.25 statt 4.10

20%

Bauernkamin-Speck 
«Aus der Region.»
per 100 g

2.80
statt 3.50

Kilbi-Teller
Schweiz, der Teller

12.–
statt 16.–

CHF 4.– 
günstiger

Inserat

Neuer Schub für Föderalismus-Institut
Nachdem das Freiburger Institut für Föderalismus das Mandat des Bundes für Dienstleistungen verloren hatte, soll es nun wieder 
Bundesgelder als nationales Kompetenzzentrum erhalten. Wie schon der Nationalrat hat der Ständerat einen Antrag gutgeheissen.

Urs Haenni

FREIBURG Über Jahre hatte das 
der Universität Freiburg ange-
gliederte Institut für Föderalis-
mus im Auftrag der Direktion 
für Entwicklung und Zusam-
menarbeit (Deza) Dienstleis-
tungen erbracht. Dies nahm 
ein jähes Ende, als das Deza 
2016 das Mandat nicht mehr 
verlängerte, sondern es der 
University of Sussex erteilte. 
Grund: Das Institut hatte nicht 
mehr drei Jahre hintereinan-
der einen Umsatz von je einer 
Million Franken generiert.

Nun wird das Institut die 
Mittel wieder erhalten, um 
Dienstleistungen wie bis 2016 
anzubieten. Der Ständerat hat 
am Dienstag mit 24 gegen 
15  Stimmen eine Motion aus 
dem Nationalrat bestätigt, ge-

mäss welcher der Bundesrat 
dem Institut für Föderalismus 
eine jährliche Grundfinanzie-
rung gewähren muss. Wie die 
Zeitung «La Liberté» berichtet, 
hatte die Freiburger FDP-Stän-
derätin Johanna Gapany in der 
kleinen Kammer von einer 
Unterstützung von rund einer 
Million Franken gesprochen, 
damit das Institut seinen 
Grundauftrag erfüllen könne.

Anfragen versiegten nie
«Der Bundesrat wurde beauf-

tragt, die Rechtsgrundlage zu 
schaffen, damit sich der Bund 
mit einer Grundfinanzierung 
an den Dienstleistungen unse-
res Instituts beteiligen kann», 
präzisierte Bernhard Wald-
mann, Co-Direktor des Insti-
tuts für Föderalismus, gegen-
über den FN. Laut Waldmann 
gehören Lehre und Forschung 
nicht dazu, wohl aber Weiter-
bildungsangebote sowie der 
Empfang und die Betreuung 
internationaler Delegationen 
und Forschender, denen man 
die eidgenössischen Institutio-
nen näherbringe. «Die Finan-
zierung vom Bund wird nicht 
nur Stellenprozente umfassen, 
sondern auch Sachkosten beim 
Empfang von Delegationen.»

Als das Deza das Mandat 
nicht mehr weiter erteilte, wa-
ren rund fünf Stellen davon be-

troffen. «Nun hoffen wir, an das 
anknüpfen zu können, was wir 
einmal hatten», so Waldmann. 
Wie der Co-Direktor des Insti-
tuts sagt, seien auch nach dem 
Verlust des Mandats weiterhin 
Anfragen aus dem Ausland 
eingetroffen. Dem habe man so 
weit wie möglich gerecht zu 
werden versucht. Als eine Art 
Permanence habe das Institut 

solche Anfragen behandelt, 
sich mit dem Bund abgespro-
chen und zum Teil auf Man-
datsbasis auch gewisse Mittel 
erhalten. Weiter habe das Insti-
tut dafür gewisse Gelder zu-
rückgestellt und aus dem einen 
oder anderen Auftrag für ein 
Gutachten zum Teil quersub-
ventioniert. Erst die Grund
finanzierung durch den Bund 

erlaube nun aber wieder eine 
echte Finanzplanung.

Als der Auftrag des Deza ver-
loren gegangen sei, habe man 
versucht, bei der Bundesver-
waltung eine Lösung zu fin-
den, blickt Waldmann zurück. 
Der Erfolg sei aber ausgeblie-
ben. Dann habe das Institut 
politische Kanäle aktiviert. 
Eine erste Motion des ehemali-

gen CVP-Ständerats Beat Von-
lanthen, die eine gesetzliche 
Basis des Instituts forderte, 
war im Nationalrat noch ge-
scheitert. Mit einer Änderung 
betreffend die Grundfinanzie-
rung war der Nationalrat dann 
aber einverstanden.

Ein Projekt der Kantone
Mit seinem jetzigen Ent-

scheid widersetzte sich der 
Ständerat dem Bundesrat; Ka-
rin Keller-Sutter (FDP) hatte 
sich vor dem Rat dagegen aus-
gesprochen, einzelne Uni-In
stitute über eine Rechtsbasis 
zu finanzieren. Bernhard 
Waldmann will aber nicht von 
einer «Lex Institut für Födera-
lismus» sprechen. Es gehe hier 
vielmehr um die Unterstüt-
zung eines nationalen Kompe-
tenzzentrums der Kantone. 
Das Institut gehe auf eine Ini-
tiative aller Kantone zurück 
und sei der Uni Freiburg wegen 
der Lage an der Sprachgrenze 
angegliedert worden. 

Waldmann rechnet damit, 
dass es noch eine Weile dauern 
wird, bis der Bund auf einer 
rechtlichen Basis wieder Geld 
an das Institut bezahlt. Es 
brauche erst ein Konzept, um 
die Gelder zum Beispiel als An-
spruchsubvention oder über 
eine Leistungsvereinbarung 
auszahlen zu können.

Das Institut im Beauregard-Quartier kann wieder auf Bundesgelder zählen.� Bild Aldo Ellena/a

Bernhard Waldmann.� Bild ca/a




